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Antrag Nr. 8 

 

der Fraktion sozialdemokratischer Gewerkschafter:innen 

an die 183. Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien 

am 27. Mai 2025 

 

 

Mehr Sicherheit, leichteren Zugang und einfachere Durchsetzungsmöglichkeiten im 
Mietrecht sicherstellen 

 

 

Eine neue Bundesregierung darf die Mietrechte nicht weiter beschneiden. Rückforderungsansprüche der 

Mieter:innen wegen unzulässiger Wertsicherungsvereinbarungen und illegaler Verteuerungen der Mieten 

müssen gesetzlich garantiert bleiben. Unzulässige Mieterhöhungen sind zurückzuzahlen!  

 

Weiters sollten bei Mietwucher effektive Strafen eingeführt werden: Überschreitungen der gesetzlich 

zulässigen Miete um mehr als 20 Prozent sollen mit spürbaren Verwaltungsstrafen geahndet werden. 

Überschreitungen von mehr als 50 Prozent sollen ein Straftatbestand werden und mit vergleichbaren 

Strafandrohungen wie in Deutschland versehen werden. 

 

Die Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien fordert daher die 

Bundesregierung auf, die Rechte der Mieterinnen und Mieter nicht zu beschneiden, sondern ihnen 

vielmehr  

 

• mehr Rechtssicherheit,  

• leichteren Rechtszugang,  

• einfachere Rechtsdurchsetzungsmöglichkeiten und  

• effektiveren Schutz vor rechtswidriger Abzocke und Übervorteilung  

 

zu gewährleisten.  

 

Das Mietrechtsgesetz ist daher dahingehend zu ändern, dass der Anwendungsbereich des 

Mietrechtsgesetzes weitgehend vereinheitlicht und die Mietenbegrenzungen verbessert werden. Das 

Richtwertsystem ist so zu vereinfachen, dass sich der zulässige Mietzins ohne Sachverständigen und 

ohne gerichtliches Verfahren einfach aus dem Gesetz ergibt bzw. errechnen lässt.  

 

Es braucht Strafen für Vermieter:innen, die wiederholt rechtswidrige Mieten und/oder Betriebskosten 

einheben bzw. Erhaltungsarbeiten verschleppen. 

 

Rechtswidrig Wertsicherungs- bzw. Mietzinsanpassungsvereinbarungen sind den benachteiligten 

Mieter:innen zurückzuzahlen. Die gesetzliche Verjährungsfrist von 30 Jahren ist einzuhalten.  

 

 

 
 
 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrheitlich  

 


